
Was ist ÖPP / PPP?
Öffentlich Private Partnerschaft (engl. Abk.: PPP) 
ist eine neue Form der Finanzierung öffentlicher 
Investitionen. Nicht der Staat baut z.B. eine Schu­
le, sondern ein privater Investor, der die Schule 
dann an den Staat vermietet.
Bislang spielt ÖPP in der öffentlichen Beschaffung 
kaum eine Rolle. Die Bundesregierung will ÖPP 
durch gesetzliche Vorgaben erleichtern und künftig 
15% der Investitionen des Bundes über  ÖPP fi­
nanzieren.
Befürworter des ÖPP erhoffen sich Kosteneinspa­
rungen, Effizienzsteigerungen und zusätzliche fi­
nanzielle Ressourcen angesichts klammer öffentli­
cher Kassen. Kosten- und Zeitvorteile aufgrund der 
spezifischen Fachkenntnis externer Firmen sollen 
für die öffentliche Hand genutzt werden. Von Effi­
zienzgewinnen um 10% ist die Rede. Das Konzept 
des ÖPP passt zum neoliberalen Leitbild eines 
schlanken Staates, der sich aus dem Wirtschafts­
leben zurück zieht und immer mehr Aufgaben an 
private Unternehmen überträgt.
Die privaten Partner des ÖPP erhoffen sich neue, 
profitable Geschäftsfelder in Bereichen, die bislang 
durch die öffentliche Hand erbracht wurden. Hier­
unter fällt der Straßenbau, aber auch der Bau und 
Unterhalt von Schulen und anderen öffentlichen 
Gebäuden, sowie Aufgaben in den Bereichen Ener­
gie, Ver- und Entsorgung und Verkehr. Vielfach 
erhoffen sich Private auch einen Informationsge­
winn durch Übernahme des Know-Hows der öf­
fentlichen Verwaltung. ÖPP ist für private Investo­
ren in der Regel ein risikoarmes Unterfangen. 
Nicht zuletzt ist ÖPP ein erster Schritt für weitere 
Privatisierungen.

KONTAKT
Toni Hofreiter wurde bei der Wahl zum Deut­
schen Bundestag am 18.09.2005 über die baye­
rische Landesliste in den Deutschen Bundestag 
gewählt. Dort ist er Obmann der Grünen im 
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwick­
lung. Er setzt  sich schwerpunktmäßig für eine 
Verlagerung des Verkehrs von der Straße auf 
die Schiene, für Verkehrssicherheit und für zu­
kunftsfähige Mobilitätskonzepte ein.
Als bayerischer Abgeordneter ist Toni Hofreiter 
mit seinem Team darüber hinaus Ansprech-
partner für die Themen Natur- und Umwelt­
schutz, Landwirtschaft und Agro- Gentechnik, 
soweit es sich um bayerische Belange handelt.
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KRITIK AN ÖPP
Die Rechnungshöfe warnen vor langfristigen 
Risiken des ÖPP. ÖPP sei keine zusätzliche Fi­
nanzierungsquelle. Projekte, die sich die öffent­
liche Hand konventionell finanziert nicht leisten 
könne, dürfe sie sich auch nicht alternativ fi­
nanzieren, da Kosten lediglich in die Zukunft 
verschoben würden, so die Rechnungshöfe.
● ÖPP ist meist teurer als die Eigenerstellung 

der öffentlichen Hand. Geringe Effizienz­
vorteile der Privaten werden durch Kapital­
kosten überkompensiert. 

● ÖPP ist versteckte Staatsverschuldung
● Niemand kommt an so billige Kredite wie 

die öffentliche Hand durch Vorzugskon­
ditionen bei öffentlichen Banken. 

● Gewinne werden privatisiert, Verluste so­
zialisiert, denn: Das Risiko z.B. bei Insol­
venz des privaten Partners bleibt immer bei 
der öffentlichen Hand. 

● Kosteneinsparungen werden meist über 
niedrigere Löhne oder weniger Personal er­
reicht. 

● ÖPP-Verträge sind hochkomplex. Weder 
Verwaltung noch Ratsmitglieder haben die 
Möglichkeit, sich adäquat mit der Materie 
zu beschäftigen. 

● ÖPP ist ein Trojanisches Pferd, um weitere 
öffentliche Aufgaben schrittweise an Private 
zu übertragen. Die öffentliche Hand verliert 
die Kontrolle über die Erfüllung ihrer Auf­
gaben an renditeinteressierte Privatinvesto­
ren. Mittelständische Unternehmen kommen 
kaum zum Zug.

● Das Interessengeflecht aus Beratern, Inves­

toren, Baukonsortien und öffentlichen PPP-
Kompetenzzentren kann der Korruption Tür 
und Tor öffnen.

● Im Zielkonflikt zum Gewinnstreben der pri­
vaten ÖPP-Partner steht der Gemeinwohlge­
danke, der der öffentlichen Hand z.B. die 
soziale Ausgestaltung von Nutzungsgebüh­
ren oder die gleichmäßige Bereitstellung 
von Infrastrukturleistungen in nicht renta­
blen Randgebieten gebietet. 

● Das ÖPP-Prinzip ist in demokratischer Hin­
sicht problematisch. Entscheidungen wer­
den geheim getroffen, betriebliche Informa­
tionen bleiben unter Verschluss.

          FALLBEISPIELE         
Der Bayerische Oberste Rechnungshof kri­
tisierte 2006 Mehrkosten bei ÖPP im Straßen­
bau. Er nahm zwei Pilotvorhaben unter die Lu­
pe. Der ORH kritisiert, dass die Verwaltung un­
gleiche Zahlen miteinander verglich und so irr­
tümlich Kostenvorteile für ÖPP errechnete. In 
beiden Fällen wäre eine konventionelle 
Realisierung günstiger gewesen.
Warnowtunnel in Rostock: Der Betreiber stand 
aufgrund von Mindereinnahmen bei der Maut 
vor der Pleite. Die öffentliche Hand musste ihn 
finanziell auffangen und die Konzessionszeit 
auf 50 Jahre erweitern. 
Verwaltungsneubau Gladbeck: Investor und 
Berater haben der Stadt ein überdimensioniertes 
Gebäude mit überhöhten Betriebskosten 
realisiert, für die die hochverschuldete Stadt 
Kredite aufnehmen und langfristig einen 
immensen Schuldenberg anhäufen muss, so die 
Kritiker.  Der Effizienzvorteil dürfte bei weitem 
überkompensiert worden sein.

ALTERNATIVEN
Eigenerstellung mit straffer organisatorischer 
Führung der Verwaltung bzw. öffentlicher Un­
ternehmen, Mitarbeiterschulungen, Benchmar­
king und Controlling, Kooperation von Gebiets­
körperschaften und transparente Vergabeverfah­
ren, sind Methoden, mit denen die durch ÖPP 
erhofften Einsparungen bei Kosten und Res­
sourcen ebenso erreichbar sind – zum Nutzen 
von Beschäftigten und Steuerzahlern.
Positive Ausnahmen sind im Einzelfall denkbar. 
aber unwahrscheinlich.

Das ist bei ÖPP stets zu beachten:
● ÖPP-Vorhaben sind keine neue Geldquelle!
● ÖPP muss sorgfältig und realistisch hinsichtlich 

der Chancen und Risiken bewertet werden.
● Effizienz- und Kostenvorteile sind exakt und 

glaubhaft nachzuweisen
● Zins- und Tilgungslasten über die Vertragsdauer 

sind klar auszuweisen und mit konventionellen 
Kreditfinanzierungen zu vergleichen

● Projektrisiken sind zwischen öffentlichem und 
privatem Partner fair aufzuteilen

● Vergaberechtliche Aspekte müssen auch bei ÖPP-
Projekten gewahrt bleiben.

● Es muss sicher gestellt sein, dass die Gemeinwohl­
aufgabe der öffentlichen Hand (z.B. Sozialtarife) 
durch die Vertragsgestaltung nicht beeinträchtigt 
wird.

● Prüfungsmöglichkeiten durch Rechnungshöfe und 
Kommunalaufsicht müssen gewahrt bleiben. 

Die Grünen fordern einen gesetzlichen 
Rahmen für den Einsatz von ÖPP, der den 
falscher Anreiz zu weiterer Verschuldung 
vermeiden und Mindeststandards hinsicht­
lich der Transparenz gewährleistet.


